
können Ihnen in einer solchen Situation einfache Argumente
liefern.

Vergessen Sie im Rahmen Ihrer Falllösung nicht, wenigs-
tens ein paar Sätze zu den Konkurrenzen zu verlieren. Ins-
besondere bei Praktikern und Praktikerinnen dürften Sie sich
damit regelmäßig beliebt machen. Zu guter Letzt machen Sie
nichts falsch, wenn Sie sich die Vorbereitung nach Möglich-
keit so einteilen, dass Ihnen gegen Ende noch einige Minuten
Zeit bleiben, um den vorbereiteten Vortrag kurz einzuüben.

III. Der Vortrag
Im Anschluss an die einstündige Vorbereitungszeit werden
Sie in den eigentlichen Prüfungsraum geführt. Hier nehmen
Sie vor der Prüfungskommission Platz. Möglicherweise be-
finden sich auch einige Zuschauer und Zuschauerinnen im
hinteren Teil. Sollte Ihnen der Gedanke daran, vor Zuschau-
ern und Zuschauerinnen zu sprechen, unangenehm sein, ver-
suchen Sie gleich beim Eintreten in den Raum die Prüfungs-
kommission zu fixieren und sich gar nicht erst in Richtung
der Zuschauer und Zuschauerinnen umzusehen. Sie werden
schnell merken, dass der Gedanke an die Zuschauer und
Zuschauerinnen zu verblassen beginnt, sobald Sie den Vor-
trag eröffnen.

Es gilt nun also die erarbeitete Lösung möglichst über-
zeugend „an den Mann zu bringen“. Der Vortrag sollte des-
halb möglichst strukturiert erfolgen. Sie machen auf keinen
Fall etwas falsch, wenn Sie dem Vortrag eine kurze Begrü-
ßung und Einleitung voranstellen, etwa in der Art:

„Sehr geehrte Prüfungskommission, in meinem Vortrag befasse ich
mich mit der Strafbarkeit des X. Dadurch dass X …, könnte er sich
gemäß … strafbar gemacht haben.“

So hätten Sie bereits eine flüssige Überleitung zum eigentli-
chen Hauptteil des Vortrages vollzogen. Achten Sie hier zu-
nächst darauf, verständliche Obersätze zu bilden, aus denen
klar hervorgeht, welche Beteiligte und welche Handlung Sie
zu prüfen gedenken. Orientieren Sie sich diesbezüglich etwa
an dem Schema: „Wer? – Wodurch? – Wonach?“ Ein ent-
sprechender Obersatz könnte etwa lauten:

„A (wer) könnte sich durch das Ermutigen des B (wodurch) gemäß
§§ 212, 27 StGB der Beihilfe zum Mord schuldig sein (wonach).“

Neben der Umsetzung dessen, was Sie sich in rhetorischer
und sprachlicher Hinsicht vorgenommen haben (s. oben B.)
kann es sich zur klaren Strukturierung des Vortrages anbie-
ten, wichtige Teile der Prüfung in Zwischenergebnissen zu-
sammenzufassen – ohne dabei den Blick auf das Wesentliche
zu verlieren, versteht sich. Derselbe Effekt lässt sich auch
durch die Setzung bewusster Pausen nach prägnanten Stellen
des Vortrages erreichen. Es ist auch möglich, die Prüfungs-
kommission durch das Stellen rhetorischer Fragen in gewisser
Weise direkt zu involvieren und so zu unterstreichen, dass
Sie die Bedeutung des zu untersuchenden Prüfungspunktes
verstanden haben („Fraglich ist somit, ob es sich bei § 323 c
StGB um ein abstraktes oder ein konkretes Gefährdungs-
delikt handelt“).

Schrecken sie nicht davor zurück, an besonders proble-
matischen Stellen für die Vorzüge einer von Ihnen favori-
sierten Gesetzesauslegung auch in der ersten Person Singu-
lar zu werben.6 Dies verleiht Ihnen in den Augen der
Prüfungskommission Profil und verstärkt den Eindruck je-
weils besonders sachverständige Kandidaten oder Kandida-
tinnen vor sich zu haben, die Argumente nicht nur auswen-
dig lernen, sondern sich auch inhaltlich mit ihnen befasst
haben.

Abschließend sollten Sie dann zum Schluss des Vortrages
überleiten. Gerade im Strafrecht bietet es sich an, dies mit
den Konkurrenzen zu verbinden. Möglich wäre etwa folgen-
de Formulierung:

„Ich komme nun zum Schluss meines Vortrages. Zusammenfassend
lässt sich festhalten, dass der X sich gemäß … strafbar gemacht hat.
Die Delikte sind dabei in Handlungsmehrheit begangen worden,
wobei der … den … im Wege der mitbestraften Nachtat ver-
drängt.“

6 So auch Augsberg/Mittler Kurzvortrag, 2. Aufl. 2013, 31.
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& SACHVERHALT
A und B vertreiben sich die Zeit mit Unfug. B kommt auf die Idee, ein nahe gelegenes und in
seinem Eigentum befindliches Haus „des Spaßes halber“ anzuzünden. Bei dem Haus handelt
es sich um ein mehrgeschossiges, baufälliges Bauernhaus, welches sich freistehend auf einer
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Wiese befindet und an keine weiteren Gebäude angrenzt. Das Haus ist nur zeitweise durch
den Landstreicher L bewohnt. A und B machen sich auf den Weg dorthin, wobei sie dem L
begegnen, der sich auf dem entgegengesetzten Weg in die Stadt befindet. Am Haus ange-
kommen fordert B den A auf, das Haus anzuzünden. Den Bedenken des A entgegnet der B,
es gäbe keinen Grund zur Sorge, schließlich sei der einzige Bewohner des Hauses, wie von A
gesehen, nicht anwesend. Schließlich sei das Haus auch nicht versichert – er habe also nicht
vor, einen entsprechenden Schaden zu melden, sondern wolle es lediglich loswerden. A, der
den Ausführungen des B Glauben schenkt, betritt trotzdem das Haus, um sicherzugehen,
dass keine Menschen anwesend sind. Aufgrund des baufälligen Zustandes gelingt es ihm dabei
jedoch nicht, in die oberen Geschosse zu gelangen. Schließlich legt A ein Feuer im Treppen-
haus, welches sofort in Flammen aufgeht.

Tatsächlich war das Gebäude gegen entsprechende Schäden versichert. B hatte von Anfang
an geplant, am nächsten Morgen eine – über die wahren Umstände des Brandes täuschende –
Schadensanzeige bei der Versicherung zu machen, um entsprechende Leistungen einzustrei-
chen. Dazu kommt es jedoch nicht, da er vorher festgenommen wird.

Wie haben sich die Beteiligten strafbar gemacht?

& LÖSUNG

A. EINLEITUNGSSATZ – STRAFBARKEIT DES A
Sehr geehrte Prüfungskommission, gefragt war nach der Strafbarkeit der Beteiligten. Zu-
nächst zu A:
I. A könnte sich durch das Anzünden des Bauernhauses gemäß § 306 I Nr. 1 StGB einer
Brandstiftung strafbar gemacht haben.
1. Diesbezüglich müsste zunächst ein taugliches Tatobjekt bestehen. Bei dem Bauernhaus
handelt es sich um ein Gebäude iSd § 306 I Nr. 1 StGB.
2.Weiter müsste auch eine entsprechende Tathandlung vorliegen. Als solche kommen das In-
Brand-Setzen sowie das Durch-Brandlegung-Zerstören in Betracht. In-Brand-Setzen liegt
vor, wenn das Feuer wesentliche Bestandteile des Gebäudes dergestalt erfasst hat, dass diese
selbstständig, dh ohne Fortwirken des Zündstoffs, weiterbrennen. Vorliegend fing das Trep-
penhaus Feuer. Demnach liegt In-Brand-Setzen vor.
3. A handelte auch vorsätzlich.
4. Ferner müsste die Tat rechtswidrig geschehen sein. Hier kommt eine Rechtfertigung des A
nach den Grundsätzen der rechtfertigenden Einwilligung in Betracht, da der Eigentümer des
Hauses B sich mit dem In-Brand-Setzen einverstanden erklärt hatte. Fraglich ist jedoch, ob
eine Einwilligung in den Tatbestand der Brandstiftung nach § 306 StGB überhaupt möglich
ist.
a) Die rechtfertigende Einwilligung setzt zunächst die Dispositionsbefugnis des Einwilligen-
den voraus. Ob eine solche besteht, ist im Falle des § 306 StGB umstritten.
aa) Die Dispositionsbefugnis des Eigentümers wird zum Teil mit dem Argument verneint,
dem § 306 StGB liege eine zweifache Schutzrichtung zugrunde. § 306 StGB schütze demnach
nicht lediglich das Eigentum, sondern auch vor der durch Brände entstehenden Gemeinge-
fahr. Für ein solches Verständnis des § 306 StGB spricht in systematischer Hinsicht ins-
besondere dessen Stellung bei den gemeingefährlichen Delikten.
bb) Nach der Gegenansicht handelt es sich bei § 306 StGB hingegen um ein besonderes
Sachbeschädigungsdelikt, das auch einwilligungsfähig ist. Hierfür spricht insbesondere der
eindeutige Wortlaut der Norm, der lediglich das In-Brand-Setzen solcher Tatobjekte erfasst,
die sich in fremdem Eigentum befinden. Bleibt der Eigentümer selbst also straffrei, so muss
ihm auch die Dispositionsbefugnis zukommen (Fischer, StGB, 64. Aufl. 2017, StGB § 306
Rn. 20).

Richtigerweise besteht hier also die Dispositionsbefugnis des B.
b) B ist als Inhaber des Rechtsgutes auch verfügungsbefugt.
c) An der Einwilligungsfähigkeit des B bestehen keine Zweifel.
d) Eine Einwilligungserklärung ist durch B erklärt worden.
e) Auch bestehen keine Anzeichen für etwaige Willensmängel des B.
5. Folglich ist die Tat des A aufgrund der Einwilligung des B gerechtfertigt.
II. Auch eine Strafbarkeit des A wegen Sachbeschädigung nach § 303 StGB kommt demnach
nicht in Betracht.
III.Weiter könnte A sich durch das Anzünden des Bauernhauses gemäß § 306 a I Nr. 1 StGB
einer schweren Brandstiftung schuldig gemacht haben.
1. Bei dem Bauernhaus müsste es sich dann um ein Gebäude handeln, welches der Wohnung
von Menschen dient. Eine Wohnung ist jede Räumlichkeit, die Menschen als Unterkunft

Einwilligungsfähigkeit
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